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F.D.P.-Landeshauptausschuss

Pfister legt Neun-Punkte-Programm zur Bildungspolitik vor!

FDP: Bildungspolitik ist Top-Thema

(Freiburg) Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Ernst Pfister, hat auf dem Landeshauptausschuss der FDP ein Neun-Punkte-Programm zur Bildungspolitik vorgelegt. Pfister erinnerte in seiner Einbringungsrede zum Landtagswahlprogramm an den hohen Stellenwert der Bildungspolitik für die FDP. Für diese bleibe "Bildung als Bürgerrecht" zentrales Anliegen. Gleichzeitig werde die Bildungspolitik zur "sozialen Frage des 21. Jahrhunderts" und zum wichtigsten Produktionsfaktor. Pfister: "Nur ein starker Bildungsstandort Baden-Württemberg garantiert einen starken Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg". 

Pfister würdigte die Reformkraft der baden-württembergischen FDP in Bildungsfragen: "Mehr Wettbewerb zwischen den Bildungseinrichtungen und ein höheres Maß an Autonomie sind messbare Ergebnisse einer liberalen Bildungspolitik". So sei vom Zentrum für Hochschulentwicklung das baden-württembergische Hochschulgesetz als das liberalste in der Bundesrepublik Deutschland bezeichnet worden.

Wichtigstes Anliegen für die neue Legislaturperiode, so Pfister, müsse eine Verkürzung der Erstausbildungszeiten mit einem generellen achtjährigen Gymnasium und eine Verlängerung der Weiterbildungszeiten sein. Ebenso gelte es, bildungspolitische Antworten auf die wirtschaftspolitische Globalisierung und die digitale Revolution voranzutreiben.

Eckpunkte für eine liberale Bildungspolitik

1. Internationalisierung von Bildung und Wissenschaft

Die Bildungspolitik muss eine Antwort auf die fortschreitende Globalisierung geben. Die Antwort lautet: Internationalisierung. Die Einführung des Fremdsprachenunterrichts bereits in der Grundschule, bilingualer Unterricht, Austauschprogramme an den beruflichen Schulen, englischsprachige Vorlesungen an den Hochschulen, integrierte Auslandsstudiengänge mit internationalen Abschlüssen sowie internationale Universitäten sind Kernstücke auf diesem Weg.

2. Digitale Revolution und Bildungspolitik

Computer und Internet allein bringen noch keine Medienkompetenz. Wir brauchen neben der Vermittlung informationstechnischer Grundkenntnisse eine wirkungsvolle Integration in den Fachunterricht, dass heißt, die Entwicklung von Konzepten und Lernsoftware für einen didaktisch sinnvollen Einsatz des Computers im Unterricht, verbunden mit einer Lehrerfortbildungsoffensive.

3. Erstausbildungszeiten verkürzen – Weiterbildungszeiten verlängern

Die Wissensexplosion erfordert eine neue Lernkultur nicht nur durch den Einsatz moderner I+K-Techniken. Mehr exemplarisches Lernen erfordert curricularen ”Mut zur Lücke”; wir brauchen ein generell 8-jähriges Gymnasium, und verstärkte Anstrenungen, Studiengänge so zu organisieren, dass sie tatsächlich innerhalb der Regelstudienzeit abgeschlossen werden können. Gleichzeitig brauchen wir eine ”Landestiftung Weiterbildung” mit der Vernetzung aller Weiterbildungsträger.

4. Bildungseinrichtungen müssen sich dem Wettbewerb stellen!

Nicht alle Hochschulen sind gleich gut, und nicht alle Fächer innerhalb einer Hochschule sind gleich gut. Wettbewerb macht Stärken und Schwächen deutlich und setzt zugleich Anreize für mehr Leistung. Wir brauchen deshalb zunehmend leistungsorientierte Mittelzuweisungen, einen Wettbewerb der Hochschulen um ihre Studierenden und umgekehrt, die Abschaffung einer überbürokratisierten Zentralen Vergabestelle für Studienplätze (ZVS) sowie eine stärker leistungsorientiert ausgestaltete Besoldung der Professoren.

5. Bildungspolitik braucht mehr Autonomie

Durch die Einführung von gobalisierten Haushalten und den Rückzug des Staates aus der Fachaufsicht über die Hochschulen hat Baden-Württemberg schon heute das liberalste Hochschulgesetz. Das Versprechen von mehr Autonomie muss sich jetzt auch in der Praxis bewähren. Und der Prozess der Stärkung der Hochschulautonomie muss fortgeführt werden, z.B. durch die Übertragung der Dienstherreneigenschaft auf die Hochschulen, und eine Dienstrechtsreform, die auch zu einer deutlichen Absenkung des Erstberufungsalters der Professoren führt. 

Auch im Schulbereich gilt es, die Eigenständigkeit der einzelnen Schule zu stärken: Durch Schwerpunktsetzungen in den Lehrplänen und durch Möglichkeiten zur Profilbildung, durch Gobalbudgets und durch Ausschreibung zu besetzender Lehrerstellen. 

6. Schule als Einheit von Bildung und Erziehung verstehen

Der Funktionswandel der Familie sowie bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie erfordern neue Antworten. Die Einführung der verlässlichen Halbtagesschule, aber auch deutlich mehr Ganztagesschulen bieten neue methodische und erzieherische Chancen im Sinne einer Verbesserung des Lernrhythmuses und der sozialen  Kompetenz der Schüler.

7. Bildungseinrichtungen auf den Prüfstand stellen

Es muss regelmäßig überprüft werden, ob unsere Bildungseinrichtungen ihren Bildungsauftrag wirklich gut erfüllen und genügend Qualität gesichert ist. Die Schulen müssen sich selbst Ziele setzen; und sie müssen sich selbst auf den Prüfstand stellen (lassen), inwieweit sie diese Ziel erreichen. Allein das Erheben und Sammeln von Daten reicht aber nicht aus. Entscheidend ist der Umgang mit den Ergebnissen: Wir brauchen die Transparenz der Ergebnisse von Selbst- und Fremdbewertungen, um auch auf diese Weise Wettbewerb und Leistung zu fördern.

8. Neue Lehrpläne für das 21. Jahrhundert

Die Schule muss Grundlagenwissen vermitteln, verstärkt aber Methodenkenntnis und Schlüsselqualifikationen. Wissen bleibt Grundlage für sachkundiges Beurteilen, Entscheiden und Handeln. Doch müssen Wissensbestandteile angesichts der Wissensexplosion ständig überprüft werden. Eine Reform der Lehrpläne mit einer deutlichen Reduktion des verbindlichen Wissensstoffes bietet Chancen für die einzelnen Schulen zur pädagogischen Schwerpunktsetzung, zur Team- und Kommunikationsfähigkeit, zur Bereitschaft zum lebenslangen Lernen. 

Gleichzeitig müssen die naturwissenschaftlichen Fächer praxisnäher und attraktiver gestaltet und die ökonomische Bildung im Verbund mit Gemeinschaftskunde und Erdkunde bereits ab Klasse 5 in den Lehrplan aufgenommen werden. 

9. Neue finanzielle Ressourcen für die Bildungspolitik 

Haushalte konsolidieren und gleichzeitig mehr Mittel für die Bildungspolitik? Dies ist möglich durch Schwerpunktbildung im Haushalt und durch Veräußerung von Anteilen an landesbeteiligten Unternehmen. Das Prinzip lautet: Vermögen gegen Vermögen. Das Tafelsilber wird gerade nicht verscherbelt sondern in Form von Bildungsinvestitionen so eingesetzt, dass die Zukunftschancen der jungen Generation in Bildung und Ausbildung gesichert werden. 

